
Ausfertigung
.ıı

rf'

åmtsgerieht .Jena
ee.: s ewi 524r22

Tl-lsei 2-dıiıssse-22,-'s Thüringer esıizer

__.I.""IJ-1)ı

,_<-kl-1Ek, riffee 'e=*`“`* ›if'-I-;}›-<„eff
f~'.`.}-;Ü

J..-i.

Beschluss
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Rechtsanwalt Günter Grüne, Friedhdfstreße 11. W421 Sı::;~.weicfu:'t. Gz.: 18Elf22 GG

hat das r1.n^ıtsgerie§¬.tJena durch
Richter am P-.rnisgericlct Nette

am '?.~2|E.2I322

beschlossen:

1. Die Thüringer Polizei -Zentreie Bußgeldstelle- wird angewiesen. dem Verteidiger des

Eetrdffenen ini Wege rslereltteneinsicht folgende Unterlagen zur Einsicht zur Verfügung
zu stellen:

- die zugrundeliegende Ti.-'=ess~::'atei irn entsprechenden Üriginelfermet. einäßliliefšlieh -

soweit in¬.

einschlägigen Messverfahren vorhanden - Tel-tecciatei. F*ees'.f-.fe'l= Stetietiitdatei samt

Ptnnuilierungsrate und Fetaišniencleiturnentetiün.

- Enteereenendee beäüglidh des gesamten Datensatzes cler Messreihe.
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- Baurnusterpriifbescheinigung und itcnformitätsbewertung des ivlessgerätes.
- Üriginai-Lichtbild, ggf. als Datei.

- verkehrsrechtliche Anordnung der Geschwindigkeitsbegrenzung.

2. Die Kosten des Verfahrens einschließlich der notwendigen Auslagen des Betroffenen
fallen der Staatskasse zur Lest.

G rü nde:

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist gemäß § 62 Abs. *l Satz 1 OWiG statthaft und so-
mit zulässig.

Der Antrag ist auch begründet. Gemäß den §§ 45 Abs. i OWiG; 14? Abs. 1 StPO ist der Verteidi-
ger befugt. die Akten. die dern Gericht vorliegen oder irn Falle eines Einspruchs gegen einen Buß-
geldbescheid voızulegen waren. einzusehen. Der Verteidiger hat also einen eigenen Rechtsan-
spruch auf Einsicht in die Akten. die für das Gericht die Grundlage einer späteren Entscheidung
darstellen. Auch das Gericht kann eine Entscheidung nicht treffen. wenn ihm die angeforderten
Unterlagen nicht vorliegen. Auch wenn in der VwV VA-StVGWi geregelt ist, was nach Ansicht
der Verwaltungsbehörde Aktenbestandteil ist und was nicht. entbindet dies die Venvaltungsbehbr-
de nicht von ihrer Verpflichtung zur umfassenden Überlassung dieser unterlagen an einen Vertei-
diger. Sinn und Zweck der Akteneinsicht durch den Verteidiger ist. dass dieser überhaupt in die .
Lage versetzt wird. seinen Mandanten den erhobenen Tatvonivurf zu erläutem. die rechdichen
Grundlagen und gegebenenfalls die Rechtsfolgen zu erklären und letztendlich auch den Mandan-
ten darüber zu beraten. ob die Einiegung eines Re-:htsmittels gegen einen Bußgeldbescheid sinn-
voll erscheint oder nicht. Dies dient auch der Entlastung der Gerichte von unnötig eingelegten Ein-
sprüchen. Diese vom Verteidiger verlangte Beratung kann dieserjedoch nur dann vornehmen.
wenn er umfassende Einsicht in alle Unterlagen nehmen kann. die für eine spätere gerichtliche
Entscheidung unbedingt vonndten sind.

Ela die Verwaltungsbehörde dern Verteidiger des Betroffenen diese umfassende Akteneinsicht
bisher nicht gewährt het. war diese auf den Antrag des Verteidigers wie aus dem Tenor ersicht-
lich zur ergänzenden Akteneinsicht an den Verteidiger anzuweisen.
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.rie Kostenentscheidung beruht auf den §-§ E2 Abs.2 Satz 2 OWiG: 46? Abs. 'l StPO analog

Diese Entscheidung ist gemäß § E2 Abs. 2 Satz 3 OWiG unanfechtbar.

gez.

Nolte
Richter am Amtsgericht
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låu -.- Justizangestellte
'fidrkondsbeamtin der Geschäftsstelle


